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Bericht und Antrag 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Anpassung gesetzlich festgelegter Zuständigkeiten an die 
Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche von Bundesministern 
(Zuständigkeitsanpassungs-Gesetz) 
— Drucksache 7/2214 — 

A. Problem 

Durch Organisationserlasse des Bundeskanzlers vom 11. No-
vember 1969 und vom 15. Dezember 1972 sind die Zuständig-
keitsbereiche einiger Bundesminister geändert worden. Dadurch 
ist eine größere Zahl von Gesetzen formal unrichtig geworden, 
soweit sie die bisher zuständigen Bundesminister zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen, allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
oder Verwaltungsakten ermächtigen. 

B. Lösung 

Durch den Gesetzentwurf sollen die insoweit unrichtig gewor-
denen gesetzlichen Bestimmungen mit der Neueinteilung der 
Geschäftsbereiche einiger Bundesminister in Einklang gebracht 
werden. In Zukunft sollen solche Anpassungen nicht mehr durch 
den Gesetzgeber, sondern durch den Bundesminister der Justiz 
im Wege von Rechtsverordnungen erfolgen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Entrup und Bühling 

Die erste Beratung des Gesetzentwurfs fand am 
18. Juni 1974 statt. Der Deutsche Bundestag über-
wies die Vorlage ohne Aussprache an den Innen-
ausschuß. Der Innenausschuß beriet den Gesetzent-
wurf am 4. Dezember 1974. 

Die Organisationserlasse des Bundeskanzlers vom 
11. November 1969 und vom 15. Dezember 1972 ha-
ben Geschäftsbereiche einiger Bundesminister neu 
geordnet. Davon waren Aufgaben betroffen, für die 
in Gesetzen und Rechtsverordnungen die Zuständig-
keit der bisherigen Bundesminister für den Erlaß von 
Rechtsverordnungen, allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften und Verwaltungsakten vorgesehen war. 
Die Artikel 1 bis 55 tragen der dadurch eingetrete-
nen formalen Unrichtigkeit Rechnung und passen die 
betreffenden Vorschriften der Neuabgrenzung von 
Geschäftsbereichen der Bundesminister an. 

Der Innenausschuß war wie die Bundesregierung 
der Auffassung, daß im Hinblick auf künftige Ände-
rungen der Geschäftsbereiche von Bundesministern 
eine Regelung gefunden werden müsse, die es dem 
Parlament erspart, Maßnahmen der Exekutive ohne 
jeden eigenen Entscheidungsspielraum nachvollzie-
hen zu müssen. Die Änderung der Geschäftsvertei-
lung innerhalb der Bundesregierung ist Ausfluß der 
der Regierung zustehenden Organisationsgewalt. 
Da die Geschäftsverteilung der parlamentarischen 
Einwirkung entzogen ist, sollte der Gesetzgeber da-
von befreit werden, die durch die Neuabgrenzung 

von Geschäftsbereichen eingetretenen Inkongruen-
zen zwischen Verwaltungswirklichkeit und gesetz-
lichen Ermächtigungen beseitigen zu müssen. Die in 
Artikel 56 der nachfolgenden Entwurfsfassung von 
der Bundesregierung vorgeschlagene Regelung ent-
spricht diesen, das Selbstverständnis des Parlaments 
berührenden Bestrebungen. Diese Vorschrift erleich-
tert die formale Änderung von Gesetzen und Rechts-
verordnungen aus Anlaß der Neueinteilung von 
Geschäftsbereichen, die bisher immer ein Änderungs-
gesetz notwendig machte. Durch diese Bestimmung 
wird erreicht, daß der Gesetzgeber künftig nicht 
mehr mit Gesetzentwürfen wie den vorliegenden 
befaßt werden muß. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung im wesentlichen unverändert gebilligt. 
Soweit Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Bundesrat und der Bundesregierung bestanden, hat 
er sich die Auffassung der Bundesregierung zu eigen 
gemacht. Die Abweichungen der nachfolgenden Fas-
sung von der Fassung des Regierungsentwurfs sind 
zum Teil die Folge einiger redaktioneller Unstim-
migkeiten des Regierungsentwurfs, zum Teil dienen 
sie der Anpassung an den neuesten Stand der Ge-
setzgebung. 

Zur Vorgeschichte des Entwurfs und zur Begrün-
dung der Einzelvorschriften wird auf die Ausführun-
gen der Bundesregierung in Drucksache 7/2214 Be-
zug genommen. 

Bonn, den 11. Dezember 1974 

Entrup 	Bühling 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 7/2214 — in der nach-
folgenden Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Entwurf eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 11. Dezember 1974 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 

Entrup 	Bühling 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung gesetzlich festgelegter 
Zuständigkeiten an die Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche von 
Bundesministern (Zuständigkeitsanpassungs-Gesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

1. Abschnitt 
Geschäftsbereich des 

Bundesminister des Innern 

Artikel 1 

Amtsbezeichnung-Änderung 

Die dem „Bundesminister für Angelegenheiten 
der Vertriebenen", dem „Bundesminister für Ver-
triebene" und dem „Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte" in Gesetzen und 
Rechtsverordnungen zugewiesenen Zuständigkeiten 
stehen mit Wirkung vom 11. November 1969 dem 
„Bundesminister des Innern" zu. 

Artikel 2 

Wassersicherstellungsgesetz 

(1) In § 13 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 Satz 2, § 16 
Abs. 2 Satz 1, §§ 24 und 33 Satz 3 des Gesetzes über 
die Sicherstellung von Leistungen auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft für Zwecke der Verteidigung 
vom 24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1225, 
1817), zuletzt geändert durch Artikel 287 Nr. 52 des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), wird die 
Bezeichnung „Bundesminister für Gesundheitswe-
sens" durch die Bezeichnung „Bundesminister des In-
nern" ersetzt. 

(2) Diese Vorschrift gilt nicht im Land Berlin. 

Artikel 3 

Gesetz zu dem Ubereinkommen vom 1. Juli 1969 
Ober die gegenseitige Anerkennung der Beschuß

-

zeichen für Handfeuerwaffen 

In Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 1971 zu 
dem Übereinkommen vom 1. Juli 1969 über die ge-
genseitige Anerkennung der Beschußzeichen für 
Handfeuerwaffen (Bundesgesetzbl. 1971 II S. 989) 
werden die Worte „Der Bundesminister für Wirt-
schaft" durch die Worte „Der Bundesminister des 
Innern" ersetzt. 

2. Abschnitt 

Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen 

Artikel 4 

Gesetz über Zahlungsverbindlichkeiten 
gegenüber dem Ausland 

§ 2 Abs. 2 des Gesetzes über Zahlungsverbindlich-
keiten gegenüber dem Ausland vom 9. Juni 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 349), geändert durch das Gesetz 
vom 24. August 1953 zur Ausführung des Abkom-
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslands-
schulden (Bundesgesetzbl. 1953 I S. 1003), erhält fol-
gende Fassung: 

„ (2) Die übrigen Rechtsverhältnisse der Konver-
sionskasse regelt die Satzung, die der Bundesmini-
ster der Finanzen feststellt." 

Artikel 5 

Finanzverwaltungsgesetz 

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung des 
Artikels 5 des Finanzanpassungsgesetzes vom 30. 
August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1426) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „und die 
Bundesbaudirektion" durch die Worte „das Bun-
desaufsichtsamt für das Kreditwesen und das 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen" 
ersetzt. 

2. § 6 wird gestrichen. 

Artikel 6 

Gesetz zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutsche Eisenbahnen und Straßenbahnen 

In § 1 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes zur Neuordnung 
der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Stra-
ßenbahnen vom 5. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 
101), zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur 
Ergänzung des Gesetzes zur Neuordnung der Pen-
sionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbah-
nen vom 27. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 917), 
werden die Worte „im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Wirtschaft" gestrichen. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache  7/2965 

Artikel 7 

Gesetz über Haftpflichtversicherung 
für ausländische 

Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 

In § 7 Buchstabe b des Gesetzes über die Haft-
pflichtversicherung für ausländische Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger vom 24. Juli 1956 (Bun-
desgesetzbl. I S. 667), zuletzt geändert durch Arti-
kel 270 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz-
buch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), 
werden die Worte „Bundesminister für Wirtschaft" 
durch die Worte „Bundesminister der Finanzen" 
ersetzt. 

Artikel 8 

Gesetz zur Aufbesserung von Leistungen 
aus Renten- und Pensionsversicherungen 
sowie aus Kapitalzwangsversicherungen 

§ 4 Abs. 2 des Gesetzes zur Aufbesserung von Lei-
stungen aus Renten- und Pensionsversicherungen 
sowie aus Kapitalzwangsversicherungen vom 24. De-
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) erhält fol-
gende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, die unter Absatz 1 fallenden Versicherun-
gen im Wege der Rechtsverordnung näher zu be-
stimmen." 

Artikel 9 

Gesetz über die Deutsche Bundesbank 

In § 26 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Deut-
sche Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. 
I S. 745), zuletzt geändert durch Artikel 195 des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), werden die 
Worte „dem Bundesminister für Wirtschaft und" 
gestrichen. 

Artikel 10 

Gesetz über das Kreditwesen 

Das Gesetz über das Kreditwesen vom 10. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 881), zuletzt geändert 
durch Artikel 194 des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 3, § 10 Abs. 2 Nr. 3 Halbsatz 1 
und 3, § 23 Abs. 1 Sätze 4 und 5, § 31 Abs. 1 Satz 1 
und 2 sowie § 52 a werden die Worte „Bundes-
minister für Wirtschaft" durch die Worte „Bun-
desminister der Finanzen" ersetzt. 

2. In § 5 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „im Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wirt-
schaft" gestrichen. 

3. In § 51 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „Bundes-
minister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem" gestrichen. 

Artikel 11 

Gesetz über die Liquidation 
der Deutschen Reichsbank 

und der Deutschen Golddiskontbank 

Das Gesetz über die Liquidation der Deutschen 
Reichsbank und der Deutschen Golddiskontbank 
vom 2. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1165), ge-
ändert durch das Dritte Umstellungsergänzungsge-
setz vom 22. Januar 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 33), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Satz 1, § 6 Abs. 7 Satz 2 und Abs. 8 
sowie in § 13 Satz 2 werden die Worte „Bundes-
minister für Wirtschaft" durch die Worte „Bun-
desminister der Finanzen" ersetzt. 

2. § 1 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann dem Ab-
wickler Weisungen erteilen." 

3. § 6 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann in Härte-
fällen Ausnahmen zulassen." 

4. In § 6 Abs. 7 Satz 3 werden die Worte „im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister der Finan-
zen" gestrichen. 

Artikel 12 

Gesetz über die Landwirtschaftliche Rentenbank 

In § 4 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 des Gesetzes über die 
Landwirtschaftliche Rentenbank in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Juli 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 465) werden die Worte „der Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
dem Bundesminister der Finanzen" ersetzt durch die 
Worte „der Bundesminister der Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten". 

Artikel 13 

Gesetz über die Deutsche Genossenschaftskasse 

In § 3 Nr. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Deutsche 
Genossenschaftskasse in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. Mai 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 309) 
werden die Worte „Bundesminister für Wirtschaft 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi-
nanzen" durch die Worte „Bundesminister der Fi-
nanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft" ersetzt. 

Artikel 14 

Pflichtversicherungsgesetz 

Das Gesetz über die Pflichtversicherung für Kraft-
fahrzeughalter in der Fassung vom 5. April 1965 
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(Bundesgesetzbl. I S. 213), zuletzt geändert durch 
Artikel 269 des Einführungsgesetzes zum Straf

-

gesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte „Bundes-
minister für Wirtschaft" durch die Worte „Bun-
desminister der Finanzen" ersetzt. 

2. In § 13 Abs. 2 Satz 1 und § 14 werden hinter 
den Worten „Bundesminister für Verkehr" das 
Wort „und" durch ein Komma ersetzt und hinter 
den Worten „Bundesminister für Wirtschaft" die 
Worte „und dem Bundesminister der Finanzen" 
eingefügt. 

Artikel 15 

Gesetz über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen 

In § 9 Abs. 4 des Gesetzes über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen vom 30. Juli 1965 (Bundes-
gesetzbl. I S. 650; 1974 I S. 769) werden die Worte 
„Bundesminister für Wirtschaft" durch die Worte 
„Bundesminister der Finanzen" ersetzt. 

Artikel 16 

Währungsausgleichsgesetz 

In § 5 Abs. 2 Satz 4 Halbsatz 2 des Währungs-
ausgleichsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2059), geändert durch das Zwanzigste Gesetz zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 15. Juli 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 806), werden die Worte 
„Bundesminister für Wirtschaft" durch die Worte 
„Bundesminister der Finanzen" ersetzt. 

Artikel 17 

Gesetz über die Kreditanstalt für Wiederaufbau 

Das Gesetz über die Kreditanstalt für Wiederauf-
bau in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 573) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „Bundes-
minister für Wirtschaft" durch die Worte „Bun-
desminister der Finanzen" und die Worte „Bun-
desminister der Finanzen" durch die Worte „Bun-
desminister für Wirtschaft" ersetzt. Nach den 
Worten „Bundesminister für Verkehr" sind das 
Komma und die Worte „dem Bundesschatzmini-
ster" zu streichen. 

2. In § 11 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Bundes-
minister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem" gestrichen. 

Artikel 18 

Gesetz über Bausparkassen 

In § 10 Sätze 1 und 2 des Gesetzes über Bauspar-
kassen vom 16. November 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2097) werden die Worte „Bundesminister für 
Wirtschaft" durch die Worte „Bundesminister der 
Finanzen" ersetzt. 

Artikel 19 

Gesetze zum Abkommen über den 
Internationalen Währungsfonds 

1. In Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 23. Dezem-
ber 1968 zu den Änderungen und Ergänzungen 
des Abkommens über den Internationalen Wäh-
rungsfonds, die das Direktorium des Fonds im 
Bericht vom April 1968 dem Vorsitzer des 
Gouverneursrats des Fonds vorgelegt und die der 
Gouverneursrat bis zum 31. Mai 1968 genehmigt 
hat (Bundesgesetzbl. 1968 II S. 1225), werden die 
Worte „Bundesminister für Wirtschaft" durch die 
Worte „Bundesminister der Finanzen" und die 
Worte „im Benehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen" durch die Worte „im Benehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft" ersetzt. 

2. In das Gesetz vorn 28. Juli 1952 über den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zu den Abkom-
men über den Internationalen Währungsfonds 
und über die Internationale Bank für Wiederauf-
bau und Entwicklung (Bundesgesetzbl. 1952 II 
S. 637), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
17. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. II S. 1325), 
wird ein neuer Artikel 4 a mit folgendem Wort-
laut eingefügt: 

„Artikel 4 a 

(1) Der Gouverneur und der Stellvertretende 
Gouverneur für die Bundesrepublik Deutschland 
im Internationalen Währungsfonds werden von 
der Bundesregierung im Benehmen mit der Deut-
schen Bundesbank bestellt und abberufen. Der 
Gouverneur und der Stellvertretende Gouver-
neur können, soweit erforderlich, für die Dauer 
ihrer Verhinderung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen einen zeitweiligen 
Stellvertretenden Gouverneur ernennen. 

(2) Das der Bundesrepublik Deutschland zu-
stehende Recht zur Ernennung eines Direktors 
im Internationalen Währungsfonds wird vom 
Bundesminister der Finanzen im Benehmen mit 
der Deutschen Bundesbank ausgeübt. Der Stell-
vertretende Direktor wird von dem Direktor nach 
Weisung des Bundesministers der Finanzen er-
nannt und abberufen. Für die Ernennung eines 
zeitweiligen Stellvertretenden Direktors gilt 
Satz 2 entsprechend. 

(3) Der Gouverneur für die Bundesrepublik 
Deutschland im Internationalen Währungsfonds 
sowie sein Stellvertreter und sein zeitweiliger 
Stellvertreter üben ihre Tätigkeit im Einverneh-
men mit dem Bundesminister der Finanzen aus. 
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Die Direktoren sowie ihre Stellvertreter und zeit-
weiligen Stellvertreter sind an die Weisungen 
des Bundesministers der Finanzen gebunden." 

3. Abschnitt 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

Artikel 20 

Gesetz über die Verwaltung 
des ERP-Sondervermögens 

In §§ 1, 6 Sätze 1 und 2, § 7 Satz 1, § 10 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 Satz 2, § 11 Abs. 1 Satz 1, § 12 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 des Gesetzes über die Ver-
waltung des ERP-Sondervermögens vom 31. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1312) werden die Worte 
„Bundesminister für den Marshallplan" durch die 
Worte „Bundesminister für Wirtschaft" ersetzt. 

Artikel 21 

Außenwirtschaftsgesetz 

In § 28 Abs. 2 Nr. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), zu-
letzt geändert durch Artikel 187 des Einführungs-
gesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 469) werden die Worte „Bun-
desminister für Wirtschaft" durch die Worte „Bun-
desminister der Finanzen" ersetzt. 

Artikel 22 

ERP-Entwicklungshilfegesetz 

In § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 3 und § 4 Satz 1 des ERP-
Entwicklungshilfegesetzes vom 9. Juni 1961 (Bun-
desgesetzbl. II S. 577) werden die Worte „Bundes-
minister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes" 
durch die Worte „Bundesminister für Wirtschaft" 
ersetzt. 

Artikel 23 

Gesetz zur Förderung der Rationalisierung 
im Steinkohlenbergbau 

In § 16 a Satz 1 des Gesetzes zur Förderung der 
Rationalisierung im Steinkohlenbergbau vom 29. 
Juli 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 549), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung kohlerechtlicher 
Vorschriften vom 31. Juli 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1658), werden die Worte „und Finanzen" gestri-
chen. 

Artikel 24 

Handwerksordnung 

Die Handwerksordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Dezember 1965 (Bundesge

-

setzbl. 1966 I S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 8 
des Gesetzes zur Neuregelung des Volljährigkeits-
alters vom 31. Juli 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1713), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 22 Abs. 2 Satz 2, § 25 Abs. 1, § 27 Abs. 2, 
§ 27 a Abs. 1, § 27 b Satz 2, § 37 Abs. 3 Satz 2, 
§ 40 Abs. 1 und 2, § 42 Abs. 2, § 42 a Abs. 3 Satz 2 
und § 45 werden die Worte „für Arbeit und So-
zialordnung" durch die Worte „für Bildung und 
Wissenschaft" ersetzt. 

2. In § 46 Abs. 3 Satz 3 wird nach dem Wort „be-
stimmt", in § 49 Abs. 1 Satz 3 wird nach dem 
Wort „kann" eingefügt: „im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft". 

Artikel 25 

Gesetz zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft 

Das Gesetz zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 (Bun-
desgesetzbl. I S. 582; 1974 I S. 769), geändert durch 
das Finanzanpassungsgesetz vom 30. August 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1426), wird wie folgt geändert: 

1. In § 18 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Der Konjunkturrat bildet einen besonde-
ren Ausschuß für Kreditfragen der öffentlichen 
Hand, der unter Vorsitz des Bundesministers 
der Finanzen nach einer von diesem zu erlassen-
den Geschäftsordnung berät." 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

2. In § 22 Abs. 1 werden die Worte „Konjunktur-
rat (§ 18)" durch die Worte „besondere Aus-
schuß des Konjunkturrates (§ 18 Abs. 3)" ersetzt. 

3. In § 22 Abs. 2 und 3 werden die Worte „Bundes-
minister für Wirtschaft" durch die Worte „Bun-
desminister der Finanzen" und das Wort „Kon-
junkturrat" durch die Worte „besonderen Aus-
schuß des Konjunkturrates" ersetzt. 

4. In § 25 Satz 1 werden die Worte „Bundesminister 
für Wirtschaft" durch die Worte „Bundesminister 
der Finanzen" ersetzt. 

Artikel 26 

ERP-Investitionshilfegesetz 

In § 1 Abs. 1 und 2, § 2 Abs. 3, § 3 Abs. 1 und 2 
des ERP-Investitionshilfegesetzes vom 17. Oktober 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 989), geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des ERP-Investitionshilfege-
setzes vom 24. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 857), 
wird das Wort „Bundesschatzminister" durch die 
Worte „Bundesminister für Wirtschaft" ersetzt. 
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Artikel 27 

Wirtschaftssicherstellungsgesetz 

(1) Das Gesetz über die Sicherstellung von Lei-
stungen auf dem Gebiet der gewerblichen Wirt-
schaft sowie des Geld- und Kapitalverkehrs in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Oktober 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 1069), geändert durch Arti-
kel 287 Nr. 44 des Einführungsgesetzes zum Straf-
gesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Bundesrates" ein Komma und folgende Worte 
eingefügt: 

„soweit der Geld- und Kapitalverkehr betroffen 
ist, auf den Bundesminister der Finanzen, im üb-
rigen" . 

2. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Rechtsverordnungen nach den §§ 1, 3 und 4 
erläßt, soweit der Geld- und Kapitalverkehr be-
troffen ist, der Bundesminister der Finanzen, im 
übrigen der Bundesminister für Wirtschaft, wenn 
die Voraussetzung des § 2 Abs. 1 vorliegt. Der 
Bundesminister für Wirtschaft kann diese Befug-
nis durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates 

1. auf das Bundesamt für gewerbliche Wirt-
schaft, 

2. auf die Landesregierungen, auch mit der Er-
mächtigung zur Weiterübertragung der Be-
fugnis, 

übertragen; der Bundesminister der Finanzen 
kann die Befugnis nach Satz 1 durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates auf 
die Landesregierungen, auch mit der Ermächti-
gung zur Weiterübertragung der Befugnis, über-
tragen." 

3. In § 6 Abs. 1 Satz 1 und § 7 Abs. 2 Satz 2 werden 
das Wort „oder" durch ein Komma ersetzt und 
nach dem Wort „Wirtschaft" die Worte „und des 
Bundesministers der Finanzen" eingefügt. 

4. In § 8 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort „übt" 
ein Komma und folgende Worte eingefügt: 

„soweit der Geld- und Kapitalverkehr betroffen 
ist, der Bundesminister der Finanzen, im übrigen". 

5. In § 8 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „Der Bun-
desminister für Wirtschaft" durch die Worte „Der 
danach zuständige Bundesminister" ersetzt. 

6. In § 9 werden die Worte „Die Rechtsverordnun-
gen der Bundesregierung oder des Bundesmini-
sters für Wirtschaft können vorsehen, daß der 
„Bundesminister für Wirtschaft" durch die Worte 
„Die Rechtsverordnungen der Bundesregierung, 
des Bundesministers für Wirtschaft oder des 
Bundesministers der Finanzen können vorsehen, 

daß der Bundesminister für Wirtschaft oder der 
Bundesminister der Finanzen" ersetzt. 

7. In § 21 Nr. 1 Buchstabe a werden nach den Wor-
ten „erlassen worden sind" das Komma gestri-
chen und folgende Worte eingefügt: 

„und der Geld- und Kapitalverkehr betroffen ist, 
der Bundesminister der Finanzen, im übrigen". 

8. In § 21 Nr. 2 Buchstabe a werden nach den Wor-
ten „zuständig sind" das Komma gestrichen und 
folgende Worte eingefügt: 

„und der Geld und Kapitalverkehr betroffen ist, 
der Bundesminister der Finanzen, im übrigen". 

(2) Diese Vorschrift gilt nicht im Land Berlin. 

Artikel 28 

Altölgesetz 

In § 2 Abs. 1 Satz 2, § 6 Abs. 3 Satz 2 und § 8 
Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Maßnahmen zur 
Sicherung der Altölbeseitigung vom 23. Dezember 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1419), geändert durch 
Artikel 69 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz-
buch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), 
werden die Worte „Bundesminister für Gesund-
heitswesen" durch die Worte „Bundesminister des 
Innern" ersetzt. 

Artikel 29 

Schornsteinfegergesetz 

Das Schornsteinfegergesetz vom 15. September 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1634), geändert durch das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 15. März 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 721), wird wie folgt geändert: 

1. § 37 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Entscheidung über die Genehmigung eines 
Beschlusses nach Absatz 3 Nr. 2 und 4 ist im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirt-
schaft, nach Absatz 3 Nr. 4 darüber hinaus im 
Benehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung zu treffen." 

2. In § 42 Abs. 1 werden die Worte „Bundesmini-
ster für Wirtschaft" durch die Worte „Bundes-
minister der Finanzen" ersetzt. 

3. In § 42 Abs. 5 werden hinter dem Wort „Auf-
sichtsbehörde" die Worte „und des Bundesmini-
sters für Wirtschaft" eingefügt. 

Artikel 30 

Kristallglaskennzeichnungsgesetz 

In § 2 Abs. 3 Satz 1 des Kristallglaskennzeich-
nungsgesetzes vom 25. Juni 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 857) werden die Worte „und Finanzen" gestrichen. 
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Artikel 31 

Verordnung über die Preise bei Bauleistungen 

In § 2 Abs. 3 der Verordnung PR Nr. 1/72 über die 
Preise für Bauleistungen bei öffentlichen oder mit 
öffentlichen Mitteln finanzierten Aufträgen vom 
6. März 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 293) und in Nr. 35 
Abs. 2 der Leitsätze für die Ermittlung von Preisen 
für Bauleistungen auf Grund von Selbstkosten (An-
lage zur Verordnung PR Nr. 1/62) werden die Worte 
„und Finanzen" gestrichen. 

Artikel 32 

Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26. Juli 1900 (Reichsgesetzbl. S. 871), 
zuletzt geändert durch § 1 Nr. 12 des Gesetzes zur 
Änderung des Einführungsgesetzes zum Strafge-
setzbuch vom 15. August 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1942), wird wie folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 6 werden hinter dem Wort „und" 
ein Komma und folgende Worte eingefügt: 

„soweit Kreditinstitute und Versicherungsunter-
nehmen betroffen sind, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen sowie". 

2. In § 34 c Abs. 3 werden die Worte „und Finan-
zen" gestrichen. 

Artikel 33 

Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung 

In Artikel 3 Satz 2 des Gesetzes zur Änderung 
der Gewerbeordnung vom 16. August 1972 (Bun-
desgesetzbl. I S. 1465) werden die Worte „und Fi-
nanzen" gestrichen. 

Artikel 34 

Textilkennzeichnungsgesetz 

In § 3 Abs. 2, § 6 Abs. 2 Satz 3, § 7 Abs. 2, § 11 
Abs. 4 und § 13 des Textilkennzeichnungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 
1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1545) werden die Worte 
„und Finanzen" gestrichen. 

4. Abschnitt 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Artikel 35 

Pflanzenschutzgesetz 

In § 6 Abs. 1 des Pflanzenschutzgesetzes vom 10. 
Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 352), zuletzt geändert 

durch Artikel 206 des Einführungsgesetzes zum Straf

-

gesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S.469), werden die Worte „und Finanzen" gestrichen. 

Artikel 36 

Mühlenstrukturgesetz 

Das Mühlenstrukturgesetz vom 22. Dezember 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 2098), geändert durch Artikel 
287 Nr. 66 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz-
buch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 3, § 11 Abs. 2, § 12 Abs. 7 Satz 1 und 
Abs. 8 werden die Worte „Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen" durch die Worte „Bun-
desminister der Finanzen" ersetzt. 

2. In § 8 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „und Fi-
nanzen" gestrichen. 

3. In § 17 Abs. 2 werden die Worte „Bundesmini-
stern für Wirtschaft und Finanzen" durch die 
Worte „Bundesministern der Finanzen, für Wirt-
schaft" ersetzt. 

Artikel 37 

Tierschutzgesetz 

In § 14 Abs. 1 Sätze 1 und 2 und Abs. 2 Satz 1 des 
Tierschutzgesetzes vom 24. Juli 1972 (Bundesge-
setzbl. I S. 1277) werden die Worte „Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen" durch die Worte „Bun-
desminister der Finanzen" ersetzt. 

Artikel 38 

Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen 

Das Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen vom 31. August 1972 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1617), zuletzt geändert durch Artikel 
228 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch 
vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Worte „Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen" werden 

1. in § 6 Abs. 1, § 7 Abs. 3, § 8 Abs. 1, § § 9, 11 
Abs. 2, §§ 16, 18 Abs. 1, § 21 Abs. 1 Nr. 2 b 
und Nr. 3, § 22 Nr. 3 und § 23 Abs. 1 Satz 1 
durch die Worte „Bundesminister der Finan-
zen und dem Bundesminister für Wirtschaft", 

2. in § 7 Abs. 1 Satz 3, § 17 Abs. 2 Satz 5, § 21 
Abs. 1 Nr. 2 a und § 34 Abs. 3 Satz 2 durch die 
Worte „Bundesminister der Finanzen" 

ersetzt. 
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2. In § 3 Abs. 3 Satz 1, § 21 Abs. 2, §§ 24, 25 und 27 
Abs. 1 werden die Worte „und Finanzen" ge-
strichen. 

3. § 18 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und dem Bundesminister durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, ...". 

4. In § 18 Abs. 3 und § 22 Nr. 4 werden die Worte 
„Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister" durch 
die Worte „Bundesminister der Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirt-
schaft und dem Bundesminister" ersetzt. 

5. Abschnitt 
Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Arbeit und Sozialordnung 

Artikel 39 

Amtsbezeichnungs-Änderung 

Die dem „Bundesminister für Arbeit" in Gesetzen 
und Rechtsverordnungen zugewiesenen Zuständig-
keiten stehen mit Wirkung vom 29. Oktober 1957 
dem „Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung" 
zu. 

Artikel 40 

Heimkehrergesetz 

§ 23 b Satz 2 des Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 
1950 (Bundesgesetzbl. I S. 221), zuletzt geändert durch 
§ 37 des Gesetzes über die Angleichung der Leistun-
gen zur Rehabilitation vom 7. August 1974 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1881), erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
erläßt mit Zustimmung des Bundesministers der Fi-
nanzen nähere Bestimmungen über die Vorausset-
zungen, Höhe und Dauer der Beihilfen sowie über 
das Verfahren." 

Artikel 41 

Gesetz über die unentgeltliche Beförderung 
von Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten sowie von 

anderen Behinderten im Nahverkehr 

In § 4 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über die unent-
geltliche Beförderung von Kriegs- und Wehrdienst-
beschädigten sowie von anderen Behinderten im 
Nahverkehr vom 27. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 978), geändert durch das Haushaltssicherungs-
gesetz vom 20. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2065), werden die Worte „Bundesminister des 
Innern" durch die Worte „Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung" ersetzt. 

Artikel 42 

Arbeitsförderungsgesetz 

In § 134 Abs. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes vom 
25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 582), zuletzt ge-
ändert durch § 36 des Gesetzes über die Angleichung 
der Leistungen zur Rehabilitation vom 7. August 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1881), werden die Worte 
„Bundesminister des Innern" durch die Worte „Bun-
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit" 
ersetzt. 

6. Abschnitt 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit 

Artikel 43 

Amtsbezeichnungs-Änderung 

Die dem „Bundesminister für Familie und Jugend" 
und dem „Bundesminister für Gesundheitswesen" in 
Gesetzen und Rechtsverordnungen zugewiesenen Zu-
ständigkeiten stehen mit Wirkung vom 11. Novem-
ber 1969 dem „Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit" zu. Artikel 2 bis 4 bleiben unbe-
rührt. 

Artikel 44 

Reichsversicherungsordnung 

In § 376 a Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung 
werden die Worte „Bundesminister des Innern" 
durch die Worte „Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit" ersetzt. 

Artikel 45 

Gesetz über die Ausübung der Zahnheilkunde 

In § 6 des Gesetzes über die Ausübung der Zahn-
heilkunde vom 31. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 221), zuletzt geändert durch Artikel 54 des Ein-
führungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), werden die Worte 
„die Bundesregierung" durch die Worte „der Bun-
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit" 
ersetzt. 

Artikel 46 

Gräbergesetz 

In § 6 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2, § 8 Satz 1 und § 10 
Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Erhaltung der 
Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft 
vom 1. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 589) werden 
die Worte „Bundesminister des Innern" durch die 
Worte „Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit" ersetzt. 
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Artikel 47 

Gesetz zu dem Abkommen vom 17. Januar 1966 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über Fürsorge und 

Jugendwohlfahrtspflege 

In Artikel 2 des Gesetzes vom 28. Dezember 1968 
zu dem Abkommen vom 17. Januar 1966 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Osterreich über Fürsorge und Jugendwohlfahrts-
pflege (Bundesgesetzbl. 1969 II S. 1) werden die 
Worte „Bundesminister des Innern" durch die Worte 
„Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit" ersetzt. 

Artikel 48 

Gesetz über die Errichtung eines Bundesamtes 
für Sera und Impfstoffe 

In Artikel 1 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über die 
Errichtung eines Bundesamtes für Sera und Impf-
stoffe vom 7. Juli 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1163) 
werden die Worte „Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen" durch die Worte „Bundesminister der 
Finanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft" 
ersetzt. 

7. Abschnitt 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

Artikel 49 

Seemannsgesetz 

In § 142 Abs. 1 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. II S. 713), zuletzt geändert 
durch Artikel II des Gesetzes zur Änderung des 
Heimarbeitsgesetzes und anderer arbeitsrechtlicher 
Vorschriften vom 29. Oktober 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2879), wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„Rechtsverordnungen nach Nummern 2 und 3 sind 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft zu erlassen." 

Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 
und 4. 

8. Abschnitt 
Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Artikel 50 

Amtsbezeichnungs-Änderung 

Die dem „Bundesminister für Wohnungsbau", dem 
„Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung", dem „Bundesminister für Woh-
nungswesen und Städtebau" sowie dem „Bundesmi-
nister für Städtebau und Wohnungswesen" in Ge-

setzen und Rechtsverordnungen zugewiesenen Zu-
ständigkeiten stehen mit Wirkung vom 15. Dezem-
ber 1972 dem „Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau" zu. 

Artikel 51 

Städtebauförderungsgesetz 

In § 89 Abs. 1 Nr. 1 des Städtebauförderungsgeset-
zes vom 27. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1125), 
geändert durch Artikel 287 Nr. 13 des Einführungs-
gesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 469), werden die Worte „für 
Wirtschaft und Finanzen" durch die Worte „der 
Finanzen, für Wirtschaft," ersetzt. 

Artikel 52 
Gesetz über die Bundesbauverwaltung 

§ 1 

Bundesbaubehörden 

Bundesbaubehörden sind 

1. als oberste Bundesbehörde: 

der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau; 

2. als Oberbehörde: 

die Bundesbaudirektion. 

§2 

Leitung der Bundesbauverwaltung 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau leitet die Bundesbauverwaltung. 

§3 

Sitz und Aufgaben der Bundesbaudirektion 

(1) Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau bestimmt den Sitz der Bundes-
baudirektion. 

(2) Die Bundesbaudirektion ist für die Bauangele-
genheiten der Verfassungsorgane des Bundes und 
der obersten Bundesbehörden zuständig. Sie ist fer-
ner zuständig für die Bauangelegenheiten der Bun-
desrepublik Deutschland im Ausland mit Ausnahme 
der Bauten im Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung. 

(3) Jeder Bundesminister kann der Bundesbau-
direktion im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau in Aus-
nahmefällen einzelne Bauvorhaben des Bundes über-
tragen, wenn dies im überwiegenden Interesse des 
Bundes liegt. 



Drucksache 7/2965 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode  

9. Abschnitt 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 

und Wissenschaft 

Artikel 53 

Berufsbildungsgesetz 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1112), zuletzt geändert durch 
Artikel 236 des Einführungsgesetzes zum Strafge-
setzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

Erweiterte Eignung 

(1) Der Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft kann nach Anhören des Bundesaus-
schusses für Berufsbildung durch Rechtsverord-
nung, die nicht der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, über die in den §§ 20, 76 bis 96 
vorgeschriebene fachliche Eignung hinaus be-
stimmen, daß der Erwerb berufs- und arbeits-
pädagogischer Kenntnisse nachzuweisen ist. 
Dabei können Inhalt, Umfang und Abschluß der 
Maßnahmen für den Erwerb dieser Kenntnisse 
geregelt werden. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft oder 
der sonst zuständige Fachminister kann im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft nach Anhören des Bundes-
ausschusses für Berufsbildung durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, über die in den §§ 20, 76 bis 96 
vorgeschriebene fachliche Eignung hinaus be-
stimmen, daß der Erwerb zusätzlicher fachli-
cher Kenntnisse nachzuweisen ist. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend." 

2. In § 25 Abs. 1, § 28 Abs. 3, § 29 Abs. 1, §§ 30, 40 
Abs. 3 Satz 2, § 43 Abs. 1 und 2, § 46 Abs. 2, 
§ 47 Abs. 3 Satz 2, § 53 Abs. 2, § 76 Abs. 2, § 77 
Abs. 5, § 80 Abs. 2, § 81 Abs. 4 und § 82 Abs. 2 
werden die Worte „für Arbeit und Sozialord-
nung" durch die Worte „für Bildung und Wis-
senschaft" ersetzt. 

3. In § 50 Abs. 2 und Abs. 4 Satz 2 werden die 
Worte „für Arbeit und Sozialordnung" durch 
die Worte „für Bildung und Wissenschaft" er-
setzt; die Worte „im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft" werden gestri-
chen. 

4. In § 53 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „für Ar-
beit und Sozialordnung" durch die Worte „für 
Bildung und Wissenschaft" ersetzt; Absatz 1 
Satz 2 wird gestrichen. 

5. In § 61 werden die Worte „für Wirtschaft und 
den Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung" durch die Worte „für Bildung und Wis-
senschaft und den Bundesminister für Wirt-
schaft" ersetzt. 

6. § 64 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Forschungsprogramm bedarf der Ge

-

nehmigung des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft." 

7. § 65 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Er wird vom Hauptausschuß vorgeschlagen und 
vom Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft bestellt." 

8. § 67 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 erhalten folgende Fas-
sung: 

„ (1) Der Hauptausschuß beschließt die Sat-
zung, die der Genehmigung des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft bedarf. Wird die 
Genehmigung der Satzung versagt, so hat der 
Hauptausschuß in der vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft gesetzten Frist eine 
neue Satzung zu beschließen. Kommt kein Be-
schluß zustande oder wird auch die neue Sat-
zung nicht genehmigt, so kann der Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft die Satzung 
erlassen." 

9. In § 68 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „den 
Bundesministern für Wirtschaft und für Arbeit 
und Sozialordnung" durch die Worte „dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft" 
ersetzt. 

10. § 69 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft ernennt die Beamten des In-
stituts. Er kann seine Befugnisse auf den 
Präsidenten übertragen." 

b) Absatz 3 Sätze 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„ (3) Oberste Dienstbehörde für die Beam

-

ten des Instituts ist der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft. Er kann seine 
Befugnisse auf den Präsidenten übertragen." 

c) In Absatz 4 Satz 1, 2. Halbsatz und Satz 2 
werden die Worte „der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung und für Wirt-
schaft" durch die Worte „des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft" ersetzt. 

11. In § 70 Satz 1 werden die Worte „Die Bundes-
minister für Wirtschaft und für Arbeit und So- 
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zialordnung führen" durch die Worte „Der Bun-
desminister für Bildung und Wissenschaft führt" 
ersetzt. 

12. In den §§ 93, 95 Abs. 4 und in § 96 Abs. 2 wer-
den nach dem Wort „kann" die Worte „im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft" eingefügt. 

13. § 97 erhält folgende Fassung: 

„§ 97 

Ermächtigung 

Der zuständige Fachminister kann im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft durch Rechtsverordnung für 
Fälle, die in §§ 74 bis 96 nicht geregelt sind, die 
zuständige Stelle bestimmen und Vorschriften 
über die für die fachliche Eignung erforderlichen 
beruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse sowie 
die Eignung der Ausbildungsstätte erlassen. Der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, für die Fälle 
des Satzes 1 Vorschriften über die berufs- und 
arbeitspädagogischen Kenntnisse erlassen. Der 
Bundesausschuß ist vorher zu hören." 

10. Abschnitt 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Artikel 54 

Gesetz betreffend das Abkommen über die 
Internationale Finanz-Corporation und betreffend 

Gouverneure und Direktoren in der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, 

in der Internationalen Finanz-Corporation und im 
Internationalen Währungsfonds 

Das Gesetz vom 12. Juli 1956 betreffend das Ab-
kommen über die Internationale Finanz-Corporation 
und betreffend Gouverneure und Direktoren in der 
Internationalen Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung, in der Internationalen Finanz-Corporation 
und im Internationalen Währungsfonds (Bundes-
gesetzbl. 1956 II S. 747) wird wie folgt geändert: 

1. In der Gesetzesbezeichnung entfallen die Worte 
„und im Internationalen Währungsfonds" ; an die 
Stelle des Kommas tritt das Wort „sowie". 

2. In Artikel 2 Abs. 2, Artikel 4 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Bundesminister 
für Wirtschaft" durch die Worte „Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit" ersetzt. 

3. In Artikel 4 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„Bundesministers für Wirtschaft" durch die 
Worte „Bundesministers für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit" ersetzt. 

4. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

Der Gouverneur für die Bundesrepublik Deutsch-
land in der Internationalen Bank für Wiederauf-
bau und Entwicklung sowie in der Internationa-
len Finanz-Corporation, sein Stellvertreter und 
sein Zeitweiliger Stellvertreter üben ihre Tätig-
keit im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit aus; Arti-
kel 3 bleibt unberührt. Der Direktor, sein Stell-
vertreter und sein Zeitweiliger Stellvertreter 
sind an die Weisungen des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit gebunden." 

Artikel 55 

Gesetz zu dem Abkommen vom 26. Januar 1960 
über die Internationale Entwicklungsorganisation 

In Artikel 3 Satz 1 des Gesetzes vom 18. August 
1960 zu dem Abkommen vom 26. Januar 1960 über 
die Internationale Entwicklungsorganisation (Bun-
desgesetzbl. 1960 II S. 2137) werden die Worte 
„Bundesminister für Wirtschaft" durch die Worte 
„Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar-
beit" und in Artikel 3 Satz 2 die Worte „Bundes-
ministers für Wirtschaft" durch die Worte „Bundes-
ministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit" er-
setzt. 

11. Abschnitt 
Änderung der Zuständigkeit oder 

der Amtsbezeichnung von Bundesministern 

Artikel 56 

Zuständigkeits-Übergang 

(1) Werden Geschäftsbereiche von Bundesmini-
stern neu abgegrenzt, so gehen die in Gesetzen und 
Rechtsverordnungen einem Bundesminister zugewie-
senen Zuständigkeiten auf den nach der Neuabgren-
zung zuständigen Bundesminister über. Der Bundes-
kanzler weist hierauf sowie auf den Zeitpunkt des 
Übergangs im Bundesgesetzblatt hin. 

(2) Die einem Bundesminister in Gesetzen und 
Rechtsverordnungen zugewiesenen Zuständigkeiten 
werden durch eine Änderung der Amtsbezeichnung 
des Bundesministers nicht berührt. 

(3) Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
bei Änderungen der Zuständigkeit oder der Amts-
bezeichnung von Bundesministern im Einvernehmen 
mit den beteiligten Bundesministern durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates in 
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Gesetzen und Rechtsverordnungen die Amtsbezeich-
nung des bisher zuständigen Bundesministers durch 
die Amtsbezeichnung des neu zuständigen Bundes-
ministers oder die bisherige Amtsbezeichnung des 
Bundesministers durch die neue Amtsbezeichnung 
zu ersetzen. 

12. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

Artikel 57 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er-
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 58 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


